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511. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Ermächtigung von Grenzkontrollstellen
zur Sichtvermerkserteilung

5 1 2 . Verordnung: Änderung der Verordnung zur Durchführung des Übereinkommens betreffend
die Prüfung und Bezeichnung von Edelmetallgegenständen

5 1 3 . Verordnung: Änderung des Sprengeis des Bezirksgerichts Rattenberg
5 1 4 . Verordnung: Errichtung einer dritten Notarstelle in Wien-Favoriten
5 1 5 . Bekanntmachung betreffend die Ergänzung des Lehrplanes für den katholischen Religions-

unterricht an Hauptschulen für den Bereich der Diözese Eisenstadt

5 1 1 . Verordnung des Bundesministers für
Inneres vom 10. September 1975, mit der die
Verordnung über die Ermächtigung von
Grenzkontrollstellen zur Sichtvermerksertei-

lung geändert wird

Auf Grund des § 29 Abs. 2 des Paßgesetzes
1969, BGBl. Nr. 422, in der Fassung des BGBl.
Nr. 510/1974 wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für
Inneres vom 11. Jänner 1971, BGBl. Nr. 17, über
die Ermächtigung von Grenzkontrollstellen zur
Sichtvermerkserteilung, in der Fassung der Ver-
ordnungen BGBl. Nr. 262/1971 und 106/1974
wird wie folgt geändert:

Die Grenzkontrollstelle Ehrwald-Schanz wird
zur Erteilung von gewöhnlichen Sichtvermerken
ermächtigt.

Rösch

5 1 2 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 12. September 1975 betreffend
die Änderung der Verordnung des Bundes-
ministers für Finanzen vom 27. Juni 1975
zur Durchführung des Übereinkommens
betreffend die Prüfung und Bezeichnung von

Edelmetallgegenständen

Zur Durchführung des Übereinkommens be-
treffend die Prüfung und Bezeichnung von Edel-
metallgegenständen, BGBl. Nr. 346/1975, wird

in Verbindung mit dem Punzierungsgesetz, BGBl.
Nr. 68/1954, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 184/1965 und BGBl. Nr. 222/1967
verordnet:

Der Anhang A der Verordnung vom 27. Juni
1975, BGBl. Nr. 358, zur Durchführung des
Übereinkommens betreffend die Prüfung und
Bezeichnung von Edelmetallgegenständen wird
im Sinne des § 4 Abs. 4 genannter Verord-
nung wie folgt geändert:
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5 1 3 . Verordnung der Bundesregierung vom
16. September 1975 über die Änderung des

Sprengeis des Bezirksgerichts Rattenberg

Auf Grund des § 8 Abs. 5 Buchstabe d des
Übergangsgesetzes vom 1. Oktober 1920 in der
Fassung des BGBl. Nr. 368 vom Jahre 1925 wird
mit Zustimmung der Tiroler Landesregierung
verordnet:

Artikel I

Die Verordnung der Bundesregierung vom
23. Feber 1971, BGBl. Nr. 77, über die Sprengel
der in Tirol gelegenen Bezirksgerichte in der Fas-
sung der Verordnungen BGBl. Nr. 194/1972,
501/1972, 206/1973, 127/1974, 27/1975 und
312/1975 sowie der Kundmachung BGBl.
Nr. 137/1971 wird wie folgt geändert:

Der § 10 hat zu lauten:
„§ 10. Der Sprengel des Bezirksgerichts Rat-

tenberg umfaßt folgende Gemeinden:
Alpbach, Brandenberg, Breitenbach am Inn,
Brixlegg, Kramsach, Kundl, Münster, Radfeld,
Rattenberg, Reith im Alpbachtal, Unteranger-
berg, Wildschönau."

Artikel II

Diese Verordnung tritt am 30. Juni 1975 in
Kraft.
Kreisky Häuser Bielka Moser
Androsch Leodolter Staribacher Rösch
Broda Lütgendorf Weihs Sinowatz

Lanc Firnberg

514 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 23. September 1975 betreffend
die Errichtung einer dritten Notarstelle in

Wien-Favoriten

Auf Grund des § 9 der Notariatsordnung vom
25. Juli 1871, RGBl. Nr. 75, wird verordnet:

Im Sprengel des Landesgerichtes für Zivil-
rechtssachen Wien wird mit Wirksamkeit vom
1. Feber 1976 eine weitere Notarstelle mit dem
Amtssitz in Wien-Favoriten errichtet.

Broda

5 1 5 . Bekanntmachung vom 10. September
1975 betreffend die Ergänzung des Lehr-
planes für den katholischen Religionsunter-
richt an Hauptschulen für den Bereich der

Diözese Eisenstadt

1. Die unter Z. 2 wiedergegebene Ergänzung des
Lehrplanes für den katholischen Religionsunter-
richt der Hauptschule wurde vom Bischof von
Eisenstadt für den Bereich der Diözese Eisenstadt
erlassen und wird hiemit gemäß § 2 Abs. 2 des
Religionsunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 190/1949,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 243/
1962 und 324/1975 bekanntgemacht.

2. In der Anlage B (Lehrplan der Hauptschule)
zur Verordnung des Bundesministers für Unter-
richt vom 4. Juni 1963, BGBl. Nr. 134, mit wel-
cher die Lehrpläne der Volksschule, der Haupt-
schule und der Sonderschulen erlassen werden, ist
im Vierten Teil (Lehrpläne für den Religions-
unterricht an Hauptschulen), Unterabschnitt a
(Katholischer Religionsunterricht) dem Lehr- und
Bildungsziel als vierter Absatz anzufügen:

„Um dieses Lehr- und Bildungsziel auch bei
jenen Schülern zu erreichen, denen in der Volks-
schule der Religionsunterricht in kroatischer
Sprache erteilt wurde, soll in Klassen mit
kroatischen Schülern bzw. in gemischtsprachigen
Klassen entsprechend dem Lehrplan und der
Lehrstoffverteilung vor allem die Gebetserzie-
hung (allgemeine Gebete, Gemeinschaftsgebete,
Lieder, die liturgische Feier der Festtage des
Kirchenjahres usw.), die Einführung in die
Sakramente (Ritus der Sakramente) und in die
Hl. Schrift (Lesung der Hl. Schrift) in deutscher
wie auch in kroatischer Sprache erfolgen. Hiebei
soll das Diözesangebet- und -gesangbuch und
auch die Hl. Schrift reichlich verwendet werden."

Sinowatz


